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I B 7 - 104/61 


Bonn, den 20. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Retr. : Übersicht über das Auftragsvolumen der öffentlidien 
Hand 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Wacher, 
Bauereisen, Meyer (Oppertshofen), Spies (Emmenhau- 
sen), Wittmann und Genossen 
— Drucksachen 2113, 2171 — 


In Ergänzung meiner vorläufigen Stellungnahme vom 27. Oktober 
1960 — Drucksache 2171 — gestatte ich mir, im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
auf die Anfrage folgendes zu antworten: 

1, über den Bedarf des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts an 
Sach- und Dienstleistungen der gewerblichen Wirtschaft 
werden nach Warengruppen und Wirtschaftszweigen aufge- 
gliederte Statistiken nicht geführt. Das gleiche gilt für die Ver- 
waltungen der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost. AlsMaterial für diese Feststellungen stehen jedoch 
die Haushaltspläne und für einige Gebiete statistische Auswer- 
tungen dieser Unterlagen durch das Statistische Bundesamt 
zur Verfügung. Auch diese Statistiken sind nicht nach Waren- 
gruppen und Wirtschaftszweigen aufgegliedert, vielmehr 
liegen ihnen Zusammenfassungen der entsprechenden Titel 
und Kapitel der Haushaltspläne zugrunde. 

Eine Aufgliederung nach Wirtsdiaftszweigen und Waren- 
gruppen würde die Organisation einer besonderen Statistik 
bei allen Vergabestellen voraussetzen. 

Mit Rücksicht auf das Vorhandensein des oben genannten 
Materials und die Möglichkeit, an Hand dieses Materials eine 
Voraussdiätzung vorzunehmen, halte ich es nicht für vertretbar, 
eigens für den Zweck dieser Vorausschätzung die statistische 
Tätigkeit der zahlreichen Vergabestellen und damit den Ver- 
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waltungsaufwand dieser Stellen nicht unbeträchtlich zu erhö- 
hen. Ich werde deshalb der für das Frühjahr 1961 gewünschten 
Voraussdiätzung eine Aufgliederung auf Grund des oben 
erwähnten statistischen Materials zugrundelegen. 

2. Der Bedarf der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie sonstiger Selbstverwaltungskörper des öffentlichen 
Reciits wird in die Voraussdiätzung einbezogen werden. Auf 
dem Gebiete der Sozialversicherung soll das voraussichtliche 
Auftragsvolumen durch eine Umfrage an die Sozialversiche- 
rungsträger, die teilweise der Landesaufsicht, teilweise der 
Bundesaufsicht unterstehen, ermittelt werden. Ich bin noch 
mit der Prüfung der Frage beschäftigt, ob auch der Bedarf der 
übrigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts in der 
Vorausschätzung erfaßt werden kann. Es handelt sich insoweit 
um juristische Personen des öffentlichen Rechts der verschie- 
densten Art, für die eine zentrale Institution fehlt, durch 
die eine zusaminenfassendeübersictit gegeben werdenkönnte. 

3, Die Vorarbeiten für die Vorausschätzung werdeninZusammen- 
arbeit mit den Wirtsciiaftsministern (-Senatoren) der Länder 
erstellt. Die Frage der Einschaltug der Landesauftragsstellen 
ist Gegenstand einer Besprechung mit den Vertretern dieser 
Organisationen und der Wirtschaftsminister (-Senatoren) der 
Länder gewesen. Insoweit besteht Einmütigkeit darüber, daß 
die Landesauftragsstellen über einsdilägiges Material nidit 
verfügen. Da sie an dem Ergebnis der Voraussdiätzung 
interessiert sind, habe ich ihnen entsprechende Information 
zugesagt. 

Der Termin für den Bericht über die Vorausschätzung hängt 
davon ab, wann die Voransdiläge der Gebietskörperschaften 
und juristischen Personen des öffentlichen Rechts dem Stati- 
stischen Bundesamt für Zwecke der Aus Wertung zur Verfügung 
stehen und die Feststellungen der Sozialversicherungsträger 
vorliegen. Ich glaube annehmen zu können, daß die Voraus- 
schätzung für den weitaus überwiegenden Teil der Gebiets- 
körpersdiaften und einen Teil der sonstigen juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts bis etwa Mitte April 1961 
erfolgen kann. 


Ludwig Erhard 
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